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gendliche, Ausbilder und sonstige betroffene Personengrup­
pen sowie für die Medien, bezüglich potentieller Gewaltrisi­
ken und der Möglichkeiten, sie zu vermeiden; dies schließt 
die Vermittlung von Kenntnissen über Rechtsvorschriften 
sowie über Gesundheitserziehung und -ausbildung im Zu­
sammenhang mit der Bekämpfung von Gewalt ein. 

2. Ausbau einer gemeinschaftsweiten Informationsquelle, um 
NRO und öffentliche Einrichtungen zu unterstützen und sie 
über öffentlich zugängliche Informationen zu unterrichten, 
die von staatlichen Stellen, NRO und Hochschuleinrichtun­
gen im Bereich der Gewalt, der Gewalrverhütung und der 
Hilfe für Gewaltopfer und der Mittel zur Verhütung von Ge­
walt zusammengetragen werden, sowie Bereitstellung von In­
formationen über alle diesbezüglichen Maßnahmen und 
Programme unter der Schirmherrschaft der Gemeinschaft. 
Dadurch dürften die Informationen in alle einschlägigen In­
formationssysteme einbezogen werden können. 

3. Untersuchungen zum Thema Gewalt und sexuellen Miß­
brauch sowie hinsichtlich der Miuel zu ihrer Verhütung: Ziel 
ist unter anderem, die effizientesten Verfahren und Strate­
gien zur Verhütung von Gewalt, zur Unterstützung der Ge­
waltopfer, um insbesondere zu verhindern, daß sie erneut 
Opfer von gewaluätigen Handlungen werden, und zur Un­
tersuchung ihrer sozialen und wircschaftlichen Kosten zu er­
miueln, damit diesem Phänomen in geeigneter Weise begeg­
net werden kann. 

4. Verbesserung beim Erkennen, Erfassen und Bewältigen der 
Auswirkungen von Gewalt. 

III. Ergänzende Maßnahmen 
Zur Programmdurchführung kann die Kommission in Über­

einstimmung mit den Art. 2 und 5 auf Einrichtungen zur techni­
schen Unterstützung zurückgreifen, deren Finanzierung im Rah­
men der Gesamtausstattung dieses Programms abgedeckt wird. 
Die Kommission kann zu denselben Bedingungen auf Experten 
zurückgreifen. Außerdem kann die Kommission Seminare, Kol­
loquien und andere Expertentreffen zur Erleichterung der Pro­
grammumsetzung durchfuhren sowie Maßnahmen zur Informa­
tion, Veröffentlichung und Verbreitung fordern. 

Hinweis der Red.: Eine Nachfrage der Redaktion ergab, daß in die­
sem Programm für die kommenden Jahre noch Gelder zur Verfü­
gung stehen. 

berlinbonn 

Gesetze/ Gesetzentwürfe 
- Der Gesetzentwurf von SPD und Bündnis 90 / 
Die Grünen zur Anderung des§ 19 Ausländergesetzes 
(14/2368, 14/2902) wurde am 16.3. vom Bundes­
tag, am 7.4. vom Bundesrat verabschiedet. Die Ehe­
bestandsjahre, Voraussetzung für ausländische Ehe­
partner, ein eigenes Aufenthaltsrecht zu erhalten, 
wurden damit von vier auf zwei Jahre herabgesetzt. 
- Nach einem Gesetzentwurf der Fraktion SPD 
und Bündnis 90 / Die Grünen zur Änderung des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes ( 14/3118) soll die Ein­
kommensgrenze um rund 10 bis 12 % angehoben 
werden, der Zuschlag für jedes weitere Kind soll von 
DM 4.200 um 14 % auf DM 4.800 (danach stufen­
weise auf DM 6.041 ab 2003) ansteigen. Neben dem 
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monatlichen Regelbetrag von DM 600 Erziehungs­
geld sieht der Entwurf ein budgetiertes Erziehungs­
geld von DM 900 monatlich vor, wenn das Erzie­
hungsgeld nur im 1. Lebensjahr des Kindes in An­
spruch genommen wird. Der Erziehungsurlaub soll 
aufgeteilt und auch noch bis zum 8. Geburtstag des 
Kindes genommen werden können. Die Anmelde­
frist für den Beginn des Urlaubs soll im Interesse des 
Arbeitgebers verlängert, die zulässige wöchentliche 
Arbeitszeit für eine Tätigkeit während des Erzie­
hungsurlaubs von 19 auf 30 Stunden erhöht, die 
Sonderregelung für das Arbeitslosengeld, das Erzie­
hungsgeld ausschließt, aufgehoben werden. Asylbe­
rechtigte und anerkannte Flüchtlinge werden an­
spruchsberechtigt. Der Entwurf wurde am 13. April 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Familien u.a. überwiesen. 

Anträge 
- Die PDS fordert in einem Antrag (14/2759) die 
Bundesregierung auf, den Entwurf eines Gesetzes 
vorzulegen, das die Vereinbarkeit von Kinderbetreu­
ung und Berufitätigkeitvon Frauen und Männern ga­
rantiert. 

Ausschüsse 
- Die Anhörungen des Rechtsausschusses zum Ge­
setzentwurf der F.D.P.-Fraktion (14/1728 neu) und 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend kamen zu dem Ergebnis, daß der nach dem 
Urteil des EuGH am 11.1.2000 europarechtliche ge­
botene Zugang for Frauen zum freiwilligen Dienst in 
allen Bereichen der Bundeswehr keine Änderung des 
Grundgesetzes erfordere, da freiwillig als Soldatin­
nen verpflichtete Frauen Wehrdienst jeglicher Art 
leisten könnten. 
- Eine Anhebung der for das Existenzminimum for 
Kinder notwendigen Regelbeträge auf 150 % hat am 5. 
April in einer öffentlichen Anhö~g des Rechtsaus­
schusses das Gros der eingeladenen Sachverständigen 
gefordert. Diese waren aufgefordert, sich zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Ächtung von Gewalt in der Erzie­
hung und zur Änderung des Kindesunterhaltsrechts 
(14/1247) zu äußern. H. Scholz, Vorsitzender Richter 
am OLG Düsseldorf, forderte, einen Mindestbedarf 
für den Ehegattenunterhalt festzulegen. 

Unterrichtung 
- Der Bundestag hat am 16.3. den ,,Aktionsplan der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen" (14/2812) an den Ausschuss für Familie, Se­
nioren, Frauen und Jugend zur federführenden Bera­
tung überwiesen. 
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